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aber doclh dem öffentlichen Verkehre unbefchränkt
übergebern werden follen, if’c den betreffenden Grund-
befitzern nur mit Zuftimmung des Gemeindevorftands
und Genehmigung der Polizeiverwaltungsbehörde
unter Einhaltung der von derfelben ertheilten Vor—
fchriften gettattet.

Artikel 3 I.

Die größte zuläffige Höhe der Privatgebäude an
beiderféits angebauten oder anzubauenden Ortsftraßen
von normalmäfsiger Breite (Art. 10) fell, von der
Oberfläche der Straße bis zur Dachtraufe gemeffen,
die Breite der Straße mit Einfchluß der Trottoirs
und der Vorgärten in der Regel nicht um mehr wie
2m überfteigen.

Ifl: die Straße längs des Gebäudes nicht gleich
breit oder ift die Höhenlage der Straße eine an-
fieigende, fo find die Durchfchnittsgrößen für die
Höhe der Gebäude maßgebend.

Von Stockwerken in gebrochenen Dächern (Man—
iardenftockwerken), Zwerchhäufern und gegen die
Straße gerichteten Giebeln wird die halbe Höhe
der Höhe des Gebäudes bis zur Dachtraufe zu-
gerechnet.

Auf Privatgebäude an öffentlichen Plätzen und
Straßen, welche nur auf einer Seite bebaut wer-
den dürfen, finden voritehende Beftimmungen keine
Anwendung.

Localpolizeireglements können nähere Beftim-
mung treffen über die im Allgemeinen zuläffige
größte Höhe von Privatgebäuden, die an engen
oder an mehreren Straßen von ungleicher Breite ge-
legen find.

 

 

Artikel 38.

Gebäude aller Art dürfen an Eifenbahnen nicht
in geringerer Entfernung als 7,5om von der Kante
des Bahnkörpers oder von der Grenze eines Bahn
hofs errichtet werden.

Bei Gebäuden, welche äußere \Nandbekleidungen
oder Bedachungen von brennbaren Stoffen erhalten,
oder in welchen leicht entzündliche Stoffe zubereitet
oder aufbewahrt werden follen, mufs die Entfernung
mindeftens 20m betragen. Auf die zum Betrieb der
Eifenbahn erforderlichen Gebäude finden diefe Be-
fiimmungen keine Anwendung.

In Fällen, in welchen keine Bedenken hinficht»
lich der Feuersgefahr oder des Betriebs der Eifen-
bahn beftehen, oder in welchen umgekehrt die be-
zeichneten Entfernungen nicht als ausreichend er-
fcheinen, können geringere Entfernungen zugelaffen,
bezw. größere Entfernungen verlangt werden.

Den Ortsitatuten bleibt es überlaffen, zu be—
itimmen, in welcher Entfernung von Friedhöfen
Wohngebäude errichtet und Brunnen gegraben wer—
den dürfen.

Ueber die Entfernung neuer Bauten von Land-
1'traßen, Wafenplätzen und Lagerplätzen, fo wie von
öffentlichen Waifern iit durch allgemeine Verord—
nung oder Localpolizeireglements oder im einzelnen
Falle durch polizeiliche Verfügung Beftimmung zu
treffen. In diefer Richtung beitehende Beitimmungen
werden durch gegenwärtiges Gefetz nicht aufgehoben.

Außerhalb des gefchloifenen Wohnbezirks oder
des Ortsbauplans kann die Errichtung von Gebäuden
im einzelnen Falle aus feuer— oder ficherheitspolizei-
lichen Gründen unterfagt werden.

B. Ortsftatute.

VII.

Ortsftatut für die Stadt Berlin vom 8. October 1875,
betreffend Bauverbot an unfertigen Straßen.

Auf Grund des @. II der Städte—Ordnung vom
30. Mai 1853 und des @. 12 des Gefetzes vom
2. Juli 1875 (Gefetzfammlung S. 561) wird für den
hiefigen Gemeindebezirk Folgendes heftimmt:

@. I.

Wohngebäude dürfen an Straßen oder Straßen-
theilen, nach welchen fie einen Ausgang haben,
nur errichtet werden, wenn diefe Straßen oder
Straßentheile den baupolizeilichen Vorfchriften ge—

mäfs befeitigt, entwäffert und mindeftens mittels
einer regulirten Straße zugänglich find.

@. 2.

Ausnahmen in Einzelfällen mit Rückficht auf Um—
fang, Beftimmung, örtliche Lage etc. der beabfich—
tigten Bauten können vorbehaltlich der Zuftimmung
der Baupolizeibehörde von der ftädtifchen Bauver—
waltung bewilligt werden.

 


